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Verordnung 

der Bundesregierung 


Verordnung zur Änderung der Dritten Verordnung über steuerliche 
Konjunkturmaßnahmen 


Auf Grund des § 51 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1881), zu- 
letzt geändert durch das Steueränderungsgesetz 1973 
vom 26. Juni 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 676), ver- 
ordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundestages und des Bundesrates: 


Artikel 1 

Die Dritte Verordnung über steuerliche Konjunk- 
turmaßnahmen vom 7. Juni 1973 (Bundesgesetzbl. I 
S. 530) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „vor dem 
1. Mai 1974" durch die Worte „vor dem 1. De- 
zember 1973" ersetzt. 

2. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „innerhalb des 
Ausschlußzeitraums" durch die Worte „nach 


dem 8. Mai 1973 und vor dem 1. Januar 1974" 
ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Bei Fertig- 
häusern gilt hinsichtlich des Beginns des Aus- 
schlußzeitraums Satz 1" durch die Worte „Bei 
Fertighäusern gilt Satz 1 hinsichtlich des Be- 
ginns des dort bezeichneten Zeitraums" er- 
setzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1) in Verbindung mit Artikel 10 des 
Steueränderungsgesetzes 1966 vom 23. Dezember 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Infolge der Dämpfungsmaßnahmen der Konjunktur- 
politik hat sich das Konjunkturklima im Laufe des 
Sommers abgekühlt. Damit hat das Stabilitätspro- 
gramm der Bundesregierung vom 9. Mai 1973 ins- 
gesamt den daran geknüpften Erwartungen entspro- 
chen. Die wirtschaftliche Lage war zwar auch in den 
Herbstmonaten noch durch einen hohen Auslastungs- 
und Beschäftigungsgrad gekennzeichnet, doch zeig- 
ten sich zunehmend Differenzierungen, die in ein- 
zelnen Bereichen zu erheblichen Schwierigkeiten 
führten. Durch die nicht vorhersehbare Entwicklung 
im Mineralölbereidi hat sich die gesamtwirtschaft- 
liche Lage zusätzlich verändert. Dies wirkt auch 
dämpfend auf die Investitionsneigung. 

Wenn auch die gegenwärtig überschaubare Lage 
generelle Steuererleichterungen ausschließt, so ist 
es in Anbetracht der bereits weit fortgeschrittenen 
Abschwächung der inländischen Nachfrage im Inve- 
stitionsgüter- und im Baubereich beschäftigungs- 
politisch erforderlich und im Hinblick auf das Stabi- 
litätsziel vertretbar 

— die Steuer auf den Selbstverbrauch (Investition- 
steuer) 

— die Aussetzung der degressiven Abschreibung 
für bewegliche Wirtschaftsgüter (§ 7 Abs. 2 
EStG) 

— die Aussetzung der erhöhten Absetzungen für 
Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser und 
Eigentumswohnungen (§ 7 b EStG) 

vorzeitig wieder aufzuheben. 

Während die Lage am Tiefbaumarkt gegenwärtig 
im ganzen ausgeglichen erscheint, haben sich im 
Hochbau und insbesondere im Wohnungsbau die 
Auftragsbestände stark zurückgebildet. Die Reich- 
weite der nicht ausgeführten Wohnungsbauaufträge 
sank von 3,7 Monaten im. Mai 1973 auf 2,0 Monate 
im Oktober 1973. Die Bauproduktion lag im Sep- 
tember/Oktober 1973 leicht unter dem Vorjahres- 


niveau. Bei rückläufiger Beschäftigungszahl stieg 
die Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter auf 30 400 im 
Oktober 1973 gegenüber 11 900 im Oktober 1972 an. 

Durch die vorliegende Verordnung wird deshalb 
die in der Dritten Verordnung über steuerliche Kon- 
junkturmaßnahmen vorgesehene Aussetzung der 
degressiven Abschreibung für bewegliche Wirt- 
schaftsgüter (§ 7 Abs. 2 EStG) und die Aussetzung 
der erhöhten Absetzungen nach § 7 b EStG vorzeitig 
beendet. Die Wiederzulassung der degressiven Ab- 
schreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter zum 
1. Dezember 1973 wird zusammen mit der zum glei- 
chen Zeitpunkt vorgesehenen Aufhebung der soge- 
nannten Investitionsteuer dazu beitragen, die nach- 
lassende inländische Investitionsneigung wieder zu 
beleben. Die Wiederzulassung der erhöhten Abset- 
zungen nach § 7b EStG zum 1. Januar 1974 wird 
dazu beitragen, die Abschwächung im Wohnungs- 
bau zu mildern. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die mit der vorzeitigen Aufhebung der 3. Konjunk- 
turverordnung verbundenen finanziellen Auswir- 
kungen lassen sich nur als grobe Größenordnung 
angeben. Bei Erlaß der Verordnung waren die 
Steuermehreinnahmen bei 12 Monaten voller Wirk- 
samkeit für die Aussetzung der degressiven AfA 
für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermö- 
gens auf etwa 600 Millionen DM (darunter Bund 
240 Millionen DM) sowie für die Aussetzung des 
§ 7b EStG auf rd. 100 Millionen DM (darunter 
Bund 43 Millionen DM) geschätzt worden. Da sich 
der Zeitraum der Aussetzung nunmehr von 12 auf 
7 Monate (degressive AfA) bzw. 8 Monate (§ 7 b 
EStG) verkürzt, ergibt sich rein rechnerisch ein 
Steuerausfall (Verzicht auf Steuermehreinnahmen) 
von rd. - 250 Millionen DM (darunter Bund 
— 100 Millionen DM) bei der degressiven AfA und 
von rd. —35 Millionen DM (darunter Bund —15 Mil- 
lionen DM) bei § 7 b EStG. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 19. Dezember 1973 — 1/4 (IV/4) — 522 00 — Ko 3/73 — 
mit der Bitte, die Zustimm.ung des Deutschen Bundestages auf Grund des § 51 Abs. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes herbeizuführen. 

Federführend: Bundesminister der Finanzen. 
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